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Die deutsche Demokratie im Unterricht

Arbeitsblatt

Pro

Die Zeit ist gekommen, den Bürgerinnen und
Bürgern Möglichkeiten direkter Beteiligung an
politischen Entscheidungen einzuräumen. Das
Deutschland von heute ist mit der Weimarer Re-
publik nicht vergleichbar. Demokratisches Be-
wusstsein und Informationsgrad der Bevölke-
rung sind heute ungleich höher als damals. Die
Verfassungen der meisten alten und aller neuen
Bundesländer sehen Volksbegehren und Volks-
entscheide auf Landes- und kommunaler Ebene
vor. Sie sind auch vielfach praktiziert worden,
teilweise mit großem Erfolg und ohne negative
Begleiterscheinungen. Der MiMissbrauchon Ple-
bisziten kann dadurch ausgeschlossen werden,
dass sie zu bestimmten Problemen – etwa Haus-
halt, Steuern, Außenpolitik – Volksbefragungen
nicht zugelassen werden. Die Mindestbeteili-
gung kann hoch angesetzt werden, um die
Durchsetzung von Minderheitsinteressen zu ver-
hindern. Es können lange Fristen für eine umfas-
sende Information der Bevölkerung vorgesehen
werden, um Manipulationen und Entscheidun-
gen aufgrund kurzfristiger Stimmungen zu er-
schweren. Das repräsentative System wird durch
direkte Bürgerbeteiligung nicht abgeschafft,
sondern ergänzt. Das Parlament bleibt der Ort
politischer Auseinandersetzung und Entschei-
dung. Volksabstimmungen können jedoch das
Parlament zwingen, sich mit Themen zu befas-
sen, die die Gesellschaft bewegen.
(beide nach: Die deutsche Demokratie, S. 8)

Contra

Der Parlamentarische Rat hat sich auf Grund
der schlechten Erfahrungen mit Volksentschei-
den in der Weimarer Republik für eine reine Re-
präsentativdemokratie entschieden. Es gibt kei-
nen Grund, an dieser Entscheidung zu rütteln.
Elemente direkter Demokratie sind auf kommu-
naler und Landesebene wegen der Überschau-
barkeit der zu entscheidenden Fragen und der
geringen Zahl der Abstimmungsberechtigten
praktikabel. Für die komplexen Probleme der
Bundespolitik sind sie nicht geeignet. Für Volks-
befragungen müssen komplizierte politische
Probleme auf eine einfache Ja-oder-Nein-Alter-
native reduziert werden. Entscheidungen in der
pluralistischen Demokratie sind aber auf Kom-
promisse angelegt. Aktive, gut organisierte Min-
derheiten können ihre Sonderinteressen durch-
setzen. Ebenso kann es zur Missachtung von In-
teressen nicht durchsetzungsfähiger Mehrheiten
kommen. Der Manipulation würde Tür und Tor
geöffnet. Macht würde denen zufallen, die dem
Volk vorzulegenden Fragen formulieren und Zu-
gang zu den Medien haben. Direkte Demokratie
ist eine „Prämie für jeden Demagogen“ (Theodor
Heuss). Ein per Volksabstimmung beschlossenes
Gesetz kann leicht den Anschein größerer Legiti-
mität gewinnen. Es ist auch weniger korrigierbar
als parlamentarische Entscheidungen. Es könnte
sich die Tendenz entwickeln, das Parlament nur
noch weniger wichtige Fragen entscheiden zu
lassen.

Argumente für und gegen direkte Demokratie

Wie viele verschiedene Argumente können Sie erkennen?
Markieren Sie die wichtigsten Stichworte.
Gliedern Sie den Text in Abschnitte und formulieren Sie für 
jeden Abschnitt eine Überschrift. Beziehen Sie Stellung!

Beantworten Sie folgende Fragen:
1. (Wie) kann man verhindern, dass sich Minder-

heiten mit ihren Interessen durchsetzen?
2. Wieso hat sich der Parlamentarische Rat für die

reine repräsentative Demokratie entschieden?
3. Worin unterscheidet sich Ihrer Meinung nach

das politische Bewußtsein der Bevölkerung 
heute von demjenigen zu Anfang der Bundes-
republik?

4. Wie hat der erste Bundespräsident der Bundes-
republik Deutschland die direkte Demokratie
genannt?

Hrsg. Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 2001.  Text und Redaktion: Iris Möckel. Gestaltung: Werbeagentur Michael Rechl, Wanfried-Aue.

12

Die vorliegende Handreichung
„Die deutsche Demokratie im Unterricht“,
hrsg. von der Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn, 
gibt es jetzt nur noch als pdf online unter www.bpb.de.

Die enthaltenen Texte stehen dort auch als Word-Dokument zum
Download bereit.

Ein stets aktuelles Verzeichnis der lieferbaren Unterrichtsmaterialien
(portofrei und kostenlos mit Schulstempel) erhalten Sie von:
franzis print & media
Postfach 200754, 80007 München
Fax: 089/51 17 292
oder E-mail: infoservice@franzis-online.de

http://www.bpb.de
mailto:infoservice@franzis-online.de

